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Mutterschaft
(Erwerbsersatzgesetz)

SAV Schweizerischer Arbeitgeberverband

CSSS-CE Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil des
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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Familienpolitik

Ausgehend von der heutigen Rechtslage bestätigte das Bundesgericht einen Entscheid
der Zürcher Behörden, wonach die Eltern nicht wählen können, welchen Nachnamen
ihre Kinder tragen sollen. Laut geltendem Gesetz erhält das Kind verheirateter Eltern in
jedem Fall deren Familiennamen, in der Regel also den Namen des Ehemannes (Art. 160
und 270 ZGB). Wenige Tage nach Veröffentlichung dieses Urteils beschloss die
Rechtskommission des Nationalrates, dem Plenum vorzuschlagen, dass Heiratswillige
inskünftig den gemeinsamen Familiennamen frei wählen oder ihren eigenen Namen
weiterführen können; folgerichtig sollen die Kinder entweder den gemeinsamen
Familiennamen oder den Namen der Mutter bzw. des Vaters tragen dürfen. Der
Vorentwurf der Rechtskommission wurde in der Vernehmlassung insgesamt positiv
aufgenommen. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.11.1997
MARIANNE BENTELI

Nachdem die Stimmberechtigten des Kantons Zürich im Vorjahr das neue
Partnerschaftsgesetz gutgeheissen hatten, wurde dieses auf den 1. Juli in Kraft gesetzt.
Ab diesem Zeitpunkt können sich gleichgeschlechtliche Paare, die einen gemeinsamen
Wohnsitz haben, bei den Zivilstandsämtern registrieren lassen. Sie sind bei den
Schenkungs- und Erbschaftssteuern sowie der Sozialhilfe den Ehepaaren gleichgestellt.
Alle Bereiche die der Bund regelt, sind ausgeklammert, beispielsweise die Einkommens-
und Vermögenssteuer oder Adoptionen. In den ersten sechs Monaten liessen sich fast
200 Paare, davon vier Fünftel männliche, bei den Zivilstandsämtern eintragen. 2

KANTONALE POLITIK
DATUM: 01.06.2003
MARIANNE BENTELI

La commission des affaires juridiques du Conseil national (CAJ CN) a suivi son
homologue du Conseil des Etats en donnant suite à une initiative cantonale zurichoise
qui demande qu’une base légale soit créée afin d’harmoniser les avances et le
recouvrement des pensions alimentaires. 3

STANDESINITIATIVE
DATUM: 31.08.2012
EMILIA PASQUIER

Im November 2018 veröffentlichte der Bundesrat die Botschaft für eine Änderung des
Erwerbsersatzgesetzes (EOG) zur Mutterschaftsentschädigung bei längerem
Spitalaufenthalt des Neugeborenen, wie sie die Motion der SGK-SR vom August 2016
(Mo. 16.3631) gefordert hatte. Grund für die Revision des EOG sei eine Rechtslücke bei
der Mutterschaftsentschädigung, da die Mütter bei über dreiwöchigem Spitalaufenthalt
der Neugeborenen heute zwar die Mutterschaftsentschädigung aufschieben könnten,
jedoch weder das EOG noch eine andere Versicherung bei Aufschub der
Mutterschaftsentschädigung Leistungen vorsähen. Daher schlug der Bundesrat 56
zusätzliche Entschädigungstage (Wochentage, nicht Arbeitstage) sowie eine
Verlängerung des Mutterschaftsurlaubs und des Schutzes vor Kündigung zur Unzeit vor,
sofern Neugeborene mindestens drei Wochen im Spital verbleiben müssten und die
Mütter nach dem Mutterschaftsurlaub ihre Erwerbstätigkeit wieder aufnähmen. Die
Zusatzkosten von jährlich CHF 5.9 Mio. würden durch die aktuellen Einnahmen der EO
gedeckt. 

Bei der Vernehmlassung von März bis Juni 2018, an der sich alle 26 Kantone, fünf im
eidgenössischen Parlament vertretene Parteien sowie zahlreiche Verbände beteiligten,
traf der Vorschlag ausser bei der SVP und dem Gewerbeverband mehrheitlich auf
Zustimmung. Die SVP argumentierte, dass die Erholung der Mutter und der Aufbau einer
Bindung zum Kind – der Zweck des Mutterschaftsurlaubs – auch im Spital geschehen
könnten. Der SGV hielt die Nachweispflicht für die Mütter, dass sie bereits vor der
Geburt geplant hätten, nach dem Mutterschaftsurlaub wieder zu arbeiten, für
unpraktikabel und forderte das Vorliegen eines gültigen Arbeitsvertrags. Auch SAV, SGB
und Travail.Suisse erachteten diesen Nachweis als zu komplex und sprachen sich
stattdessen für eine Überprüfung durch die Ausgleichskassen anhand der später
entrichteten Beiträge aus, während die SP eine Ausdehnung der Entschädigung auf alle
Frauen unabhängig ihrer Erwerbstätigkeit forderte. Darüber hinaus kritisierten SGB und
Travail.Suisse, dass die Vorlage nicht alle Lücken im sozialen Netz bezüglich

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.11.2018
ANJA HEIDELBERGER
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Mutterschaftsentschädigung schliesse. 4

1) Presse vom 11.11.97.; Presse vom 9.1.97.
2) NZZ, 6.6., 2.7. und 28.9.03; TA, 29.12.03.
3) Communiqué de presse de la CAJ CN du 31.8.12.
4) BBl 2020, S. 141 ff.; Ergebnisbericht Vernehmlassung
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